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Gesamtdeutsche“ Aktivität in PankowiS

SED will Gegengewicht zu Kanzler-Reise schaffen
Das vergangene Wochenende wurde in  der Zone gekenn­

zeichnet durch eine Fü lle „gesamtdeutscher" Konferenzen und 
Beratungen. Höhepunkt war die „ I I I .  Gesamtdeutsche Arbeiter­
konferenz“  in  Leip zig , an der laut offizieller Verlautbarung 
3100 „westdeutsche D elegierte“  teilgenommen haben. D er Tenor 
aller dort abgegebenen Erklärungen Ulbrichts und anderer 
Funktionäre waren scharfe Ausfälle gegen das konsequente 
Auftreten des Bundeskanzlers in  Moskau. G leichzeitig versucht 
die in der übergeordneten P o litik  ins H intertreffen geratene 
SED durch eigene —  in  keiner Hinsicht neuartige —  „W ieder­
vereinigungs-Vorschläge“  die Aufmerksamkeit w ieder auf sieh 
zu lenken. Diese Bemühungen lassen in ihrer Gesamtheit 
erkennen, w ie w enig der SED tatsächlich an ernsthaften Ge­
sprächen über die W iedervereinigung liegt.

In  dieser Hinsicht war auch 
die Argumentationsanweisung 
der SED-Bczirksleitung Berlin 
für diese Woche interessant, ln  
ihr wurde die Reise des Bun­
deskanzlers bereits von vorn­
herein als „verfeh lt und unauf­
richtig in ihren Absichten“  ab­
getan.

W örtlich heißt es: „D ie H er­
stellung freundschaftlicher Be­
ziehungen zwischen der UdSSR 
und der Regierung der Bun­
desrepublik würde die Preisgabe 
der m it den Pariser Verträgen 
gekoppelten K riegspolitik  und 
der westdeutschen R em ilitari­
sierung voraussetzen. Im  Zei­
chen der .Politik  der Stärke' 
kann nicht verhandelt w erden !“

H ier  w ird  versucht, in  der 
breiten Massenagitation den 
Sinn der Adenauer-Reise vö llig  
umzukehren. Und w er die je tzt 
überall zu diesem Thema abge­
haltenen Betriebs- und Einwoh­
nerversammlungen der kommu­
nistischen Organisationen be­
sucht, dem w ird  die Tendenz 
solcher Agitation vö llig  klar: 
N irgends ist die Rede davon, 
daß die Sow jetregierung den 
Bundeskanzler zu dieser Aus­
sprache gebeten hat, daß die So­
w jets brennend an der Au f­
nahme wirtschaftlicher und di­
plomatischer Beziehungen m it 
der Bundesrepublik interessiert 
sind und daß Adenauer die 
F rage der Kriegsgefangenen

nicht als „Provokation" —  wie 
es die SED hinstellt —  behan­
delt wissen wollte, sondern als 
Au ftrag  unzähliger deutscher 
Fam ilien, denen dies der erste 
Gesprächspunkt m it den Sowjets 
wäre.

S E B - M e i n u n g s v e r w i r r u n g

D ie gegenwärtige SED-Propa- 
ganda hat nur den einen Sinn: 
die öffentliche Meinung, die sich 
jetzt, nach den Moskauer Ge­
sprächen, über die Sowjets b il­
det, bereits prophylaktisch ge­
gen den Bundeskanzler zu be­
einflussen. Adenauer hat gezeigt, 
daß er nicht nur nach Moskau 
gefahren ist, um m it Bulganin 
Höflichkeitsfloskeln vor den K a ­
meraleuten auszutauschen und 
das Bolschoi-Theater zu besich­
tigen, sondern um die tatsäch­
lichen Kernpunkte, an denen die 
W iederverein igung bisher g e ­
scheitert ist, zur Sprache zu 
bringen. Damit aber begibt sich 
der Bundeskanzler auf ein für 
die SED gefährliches Parkett. 
Jahrelang haben die Vertreter 
der Zonenregierung über die 
W iedervereinigung geredet und 
das „Gespräch m it Bonn“ ver­
langt. Jetzt war dieses Gespräch 
d a : aber nicht zwischen Bonn 
und Pankow, sondern, w ie es 
sinnvoller ist, zwischen Bonn 
und Moskau!

H ier hat die SED, w ill sie

das Gesicht wahren, nur eine 
Chance: sie m uß“ dahingehend 
argumentieren, daß Adenauer 
n i c h t  fü r ganz Deutschland 
spricht. Daß die Bevölkerung 
der Zone m it der SED und ihrer 
Reg ierung bestens zufrieden ist 
und daß die westdeutsche B e­
völkerung im  Grunde genommen 
nichts sehnlicher wünscht als 
ein gesamtdeutsches Staatswesen 
nach D D R  -  Prinzipien. D ieser 
„Beweisführung" dienen jene 
„gesamtdeutschen Konferenzen", 
die je tz t  in  B lüte stehen.

W e r  w a r  i n  L e i p z i g ?

E in  B lick auf die je tz t in  L e ip ­
z ig  organisierte „Gesamtdeut­
sche Arbeiterkonferenz“  rückt 
diese W inkelsüge in  das rechte 
Licht. W e r  w ar in  L e ip z ig?  Es 
waren tatsächlich fast 3000 Leute 
aus der Bundesrepublik da, 
wenn auch nicht gerade 3700. 
Rund 1800 von diesen „A rbei­
tern, Bauern und Gewerkschaft­
lern“ waren m it Freikarten und 
Tagesspesen über die K P D  und 
andere kommunistische Organi­
sationen zu einem fünftägigen 
Besuch der L e ip z iger  Messe ein­
geladen worden. Von der „g e ­
samtdeutschen Konferenz" er­
fuhren sie erst; als sie in  L e ip ­
z ig  waren. Ih r  Gratis-Aufent- 
halt verpflichtete sie dann zur 
Statisterie. D ie übrigen waren 
waschechte kommunistische 
Funktionäre, in deren Schlepp­
tau sich die Harmlosen beweg­
ten. Ih re Leipzig-R eise sollte 
ein Gegengewicht bilden zur 
Moskau-Reise der deutschen R e ­
gierungsdelegation. Ulbrichts 
Theateransprache sollte Aden­
auers Appell in Moskau über­
tönen. So sieht zur Stunde des 
„gesamtdeutsche“ Interesse der 
SED aus. In  den kommenden 
Wochen, wenn über das E rgeb­
nis von Moskau argumentiert 
werden w ird, sollte man daran 
denken.



Die Vereinbarungen mit den Sowjets
Botscbafieraustauscli und Gefangenen-Heimkehr zugesagt

Moskau (Eigenbericht). D ie deutsch-sowje- Gewißheit, daß die F rage der Gefangenen, die 
tischen Verhandlungen wurden m it folgendem in umfangreichen Verhandlungen erörtert wor- 
Ergebnis abgeschlossen: Zwischen der Bundes- den ist, in  absehbarer Zeit so geregelt w ird, 
republik und der Sowjetunion werden durch daß diese Menschen in  ihre Heimat zurück- 
Äustauseli von Botschaftern vorbehaltlich der kehren können. Dabei soll es sich nicht nur 
Zustimmung des Bundestages und des Bundes- um Kriegsgefangene, sondern auch um Z iv il­
rates sowie des Präsidiums des Obersten So- gefangene handeln. D ie  Lösung der Gefan- 
w jets diplomatische Beziehungen aufgenom- genenfrage w ird  also mehr Menschen umfas- 
men. A u f deutscher Seite besteht m it diesem sen, als m it der sowjetischen Zahl von 9038
Zugeständnis auf Grund der

Schließlich wurde beschlossen, 
eine Handelsdelegation zu be­
stimmen, die sich m it den M ög­
lichkeiten eines deutsch-sowje­
tischen Warenaustausches prü­
fend befassen w ird.

M it diesen Vereinbarungen 
wurde die Moskauer Begegnung 
abgeschlossen. In  der F rage  der 
diplomatischen Beziehungen war 
es notwendig, gew isse deutsche 
Vorbehalte anzumelden, die in 
einem der beiden B riefe Aden­
auers an Bulganin enthalten 
sind. Diese Vorbehalte betreffen 
zunächst die Festsetzung der 
deutschen Grenzen durch einen 
Friedensvertrag, bedeuten also 
nicht Anerkennung der unter 
Verletzung des Potsdamer A b ­
kommens von Moskau als end­
gü ltig  bezeichneten Ocer-Neiße- 
Grenze. Ferner betreffen sie den 
Anspruch der Bundesregierung, 
Gesamtdeutschland zu vertreten. 
Diese Vorbehalte finden a ller­
dings nicht die Zustimmung der 
Sowjetunion. Sie mußten aber 
zur W ahrung des deutschen 
Rechtsanspruchs gemacht w er­
den.

W as die F rage der diploma­
tischen Beziehungen betrifft, so 
hat der Bundeskanzler, obwohl 
fü r diesen reinen Verwaltungs­
akt die Zustimmung des Pa rla ­
ments nicht erforderlich ist, 
doch seine Zustimmung und die 
des Bundesrates zur Vorausset­
zung gemacht. D er Bundeskanz­
ler w ird  den beiden Gremien 
zweifellos empfehlen, der von 
ihm1 getroffenen Vereinbarung 
zuzustimmen.

In  den Besprechungen wurde 
auch die F rage eines sowjetischen 
Gegenbesuches in Bonn erörtert. 
Ohne daß irgendwelche Vere in ­
barungen hierüber getroffen 
wurden, hat der Bundeskanzler 
erklärt, daß er sich freuen wür­
de, den sowjetischen R eg ie-

Verhandlung die angegeben war.

rungschef auch einmal in  Bonn 
begrüßen zu können.

D e r  B r ie f w e c h s e l

Der Briefwechsel zwischen Dr. 
Adenauer und Ministerpräsident 
Bulganin über die Aufnahme 
diplomatischer Beziehungen •— 
das zw eite Dokument der Mos­
kauer Konferenz —  hat fo lgen ­
den W ortlau t:

„Seiner Exzellenz dem V orsit­
zenden des M inisterrats der 
UdSSR, Marschall Bulganin in 
Moskau —  H err M inisterpräsi­
dent- Au f Grund der Überein­
stimmung, die im Kaufe der 
Verhandlungen zwischen den 
Regierungsdelegationen der 
Bundesrepublik Deutschland 
und der Sowjetunion erzielt 
wurde, habe ich die Ehre, Ihnen 
zu bestätigen, daß die Bundes­
regierung den Beschluß gefaßt 
hat, diplomatische Beziehungen 
m it der Sowjetunion aufzuneh­
men und diplomatische V ertre­
ter im  Range von außerordent­
lichen Botschaftern auszutau­
schen.

D ie Bundesregierung bringt 
die Überzeugung zum Ausdruck, 
daß die nunmehr herzustellen­
den diplomatischen Beziehungen 
der Entwicklung des gegensei­
tigen Verständnisses und der 
Zusammenarbeit zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und 
der Sowjetunion im Interesse 
des Friedens und der Sicherheit 
in Europa dienen werden.

D ie Bundesregierung geht 
h ierbei davon aus, daß die H er­
stellung und Entw icklung nor­
maler Beziehungen zwischen der 
Bundesrepublik und der Sow jet­
union zur Lösung der ungeklär­
ten Fragen, die das ganze 

t Deutschland betreffen, beitragen 
' werden und damit auch zur L ö ­

sung des gesamtnationalen 
Hauptproblems des deutschen 
Volkes, der W iederherstellung 
der Einheit eines deutschen de­

mokratischen Staates, verhelfen 
w ird. D iese Erklärung tritt in 
K ra ft, sobald das Bundeskabi­
nett und der Deutsche Bundes­
tag sich damit einverstanden 
erklärt haben.

Genehmigen Sie, H err M in i­
sterpräsident, den Ausdruck 
meiner ausgezeichneten Hoch­
achtung, gez. Adenauer.“

Der B rie f Bulganins an Aden­
auer ist identisch m it dem des 
Bundeskanzlers, nur daß bei 
ihm an Stelle der W orte  „Bun­
desregierung“ und „Bundestag“ 
die W orte „sowjetische R e ­
gierung“ und „Oberster Sow jet“ 
treten.

Müdes Lächeln
Bei der Unterzeichnung des 

Kommuniques saßen sich die 
Delegationen an einem m it w e i­
ßem Tuch überzogenen Tisch 
gegenüber.

D ie Stimmung bei der Unter­
zeichnung war gedämpft. Nach 
den zähen, stundenlangen V er­
handlungen waren die Po litik er 
müde und abgespannt. Das L ä ­
cheln, das sie zeigten, als die 
Kameras zu surren begannen, 
war nicht so spontan w ie bei 
den anderen Treffen  der letzten 
Tage. Es konnte nicht verber­
gen, daß dem Schlußakt im 
Scheinwerferlicht der Wochen­
schauen ein hartes R ingen vor­
ausgegangen war.

Nach der Unterzeichnung wur­
den noch ein ige W orte  ausge­
tauscht, die anscheinend auch 
ein ige scherzhafte Bedeutung 
hatten, denn Adenauer zeigte 
m it dem F in ger auf Chrus- 
tschow, was dieser lachend quit­
tierte,

Adenauer lehnte es anschlie­
ßend ab, sich über das E rgeb­
nis und auf die F rage  zu 
äußern, ob er m it dem Ausgang 
der. Besprechungen zufrieden 
sei. Chrustschow dagegen ant­
w ortete au f die Frage, ob man 
denn übereinstimme: „Ja, g u t “



Weltecho auf Kanzler-Reise
U r t e i l  ü b e r  A d e n a u e r  e i n h e l l i g  p o s i t iv

Berlin (Eigenbericht). W ir  
haben uns in  der letzten Woche 
so sehr m it unserer eigenen deut­
schen Meinung über die Mos­
kauer Verhandlungen beschäf­
tigen müssen, daß w ir  darüber 
die Meinung des westlichen 
Auslandes überhörten, jener 
„Neutralen", die zwar an den 
Gesprächen unbeteiligt sind, 
diese aber m it größter A u f­
merksamkeit verfolgen  und aus 
ihrer Distanz wahrscheinlich 
auch zu weitgehend objektiven 
Urteilen kommen.

K e in e  a b f ä l l i g e n  S t im m e n  

Das U rteil, das einhellig ge­
fä llt  w ird, ist positiv. A bge­
sehen von der kommunistischen 
Presse Ita liens und Frankreichs 
liegen keine abfälligen Stim­
men gegen  Adenauer vor. Es be­
deutet sehr viel, daß ein füh­
render deutscher Po litik er bei 
einem ebenso schwierigen w ie 
w ichtigen A lleingang in die 
„Schlangengrube" (w ie Moskau 
im1 Ausland drastisch definiert 
wurde) sich das Vertrauen des 
nichtbeteiligten westlichen Aus­
landes erhält und zudem noch 
besondere Anerkennung erntet. 
D ie italienische Zeitung „ I I  
Secolo" schreibt: „E r  hat die 
W ahrheit w iederhergestellt, sich 
w ürd ig  verhalten und hat g e ­
sprochen nicht w ie ein Besieg­
ter, sondern w ie der Führer 
einer großen intakten Nation.“ 

Eine zw eite Übereinstimmung 
ze ig t die Auslandspresse in 
ih rer Kommentierung der 
Kriegsgefangenenfrage. Man ist 
überrascht, w ie  intensiv dieses 
an sich intern deutsche P ro ­
blem behandelt w ird. „M it der 
Forderung, daß das deutsche 
Kriegsgefangenen-Problem  nur 
in Verhandlungen m it beiden 
deutschen Regierungen. gelöst

London (D PA/AP). B ei den 
sowjetisch-japanischen Verhand­
lungen über den Abschluß eines 
Friedensvertrages soll der so­
wjetische Botschafter M alik su- 
gesichert haben, nach dem A b ­
schluß eines Vertrages 1190 Ja­
paner zu entlassen, d ie noch in 
sowjetischer H a ft sind.

werden kann, hat sich die So­
w jetregierung in die Lage  ver­
setzt, auf Dr. Adenauer den 
größtmöglichen Druck auszu­
üben, um in direkte Verhand­
lungen m it dem ostdeutschen 
kommunistischen Regim e einzu­
treten“ („Sunday T im es“).

D ie Londoner „T im es“ meint, 
der Gang der Verhandlungen 
bestätige die Ansicht, daß die 
Sowjets von An fang an w en ig 
direkte oder greifbare E rgeb­
nisse von dem Besuch erwar­
teten. D ie  Zeitung kommt zu 
der eigenw illigen  Deutung: D ie 
Russen w ollen led iglich  jede 
sich bietende Gelegenheit wahr­
nehmen, um die Vorstellung zu 
verbreiten, daß die deutsche 
Einheit nur zustande kommt, 
wenn die Bundesrepublik ihre 
Partnerschaft und ihre Sicher­
heitsbande m it dem Westen 
auf g ib t; w eil die Russen w is­
sen, w ie  w en ig  E r fo lg  sie da­
m it bei Dr. Adenauer haben, 
seien ihre diesbezüglichen Ge­
danken auf jene gerichtet, die, 
gleich welcher Parte i, nach ihm 
das Kanzleramt übernehmen 
würden.

B e r  e r s t e  S t e in

Die Sowjetunion habe durch 
Einschüchterungen versucht, 
schreibt die „N ew  York  T im es“ , 
den Bundeskanzler zur An­
nahme eines Schemas zu veran­
lassen, das auf die sowjetische 
Beherrschung ganz Europas ab­
ziele, doch Adenauer habe die­
ses Schema entschieden abge­
lehnt. Zum Thema K riegsver­
brecher bemerkt das B latt: „D ie 
Sow jets sind am wenigsten da­
zu qualifiziert, den ersten Stein 
auf jemanden zu werfen. Je 
eher sie dies begreifen, um so 
besser w ird  es fü r alle sein.“

D ie Begnadigung soll durch 
den Obersten Sow jet erfolgen 
und auch fü r diejenigen Japa­
ner gelten, die lebenslängliche 
Haftstrafen verbüßen. Malik 
hatte in der vergangenen Woche 
den Japanern eine offizielle 
L iste  m it den Namen der als 
„Kriegsverbrecher“ verurteilten 
Japanern übergeben.

Ber Kompromiß 
in Moskau

D T . M it diesem Ergebnis von 
Moskau ist eine sehr zähe K on ­
ferenz zu Ende gegangen. Dem 
ungestümen Drang der Sowjets 
nach Herstellung diplomatischer 
Beziehungen zur Bundesrepublik 
stand die deutsche Auffassung 
gegenüber, daß vor einer sol­
chen „Norm alisierung“  zunächst 
eine menschlich und politisch 
normale L a ge  zwischen der So­
w jetunion und Deutschland ge­
schaffen werden müsse. Das war 
die Forderung nach LSsung der 
Gefangenenfrage und die F rage  
der W iedervereinigung.Deutsch- 
lands. Zwischen diesen hart um­
kämpften Standpunkten kam es 
schließlich zu einem Ausgleich, 
der eine E in igung in  der M itte 
brachte. Falschen Deutungen in 
dieser E in igung w irken die 
deutschen Rechtsvorbehalte ent­
gegen, die der Bundeskanzler in 
einem der beiden B riefe an Bul- 
gan in  gemacht hat.

A m  wenigsten befriedigend ist 
die Tatsache, daß in  der F rage 
der W iederverein igung die 
Standpunkte der beiden Länder 
nach w ie vo r unverm ittelt ein­
ander gegenüberstehen. Es w ird  
Au fgabe der Genfer Konferenz 
und also der v ie r  Mächte sein, 
in  der Regelung dieser Frage, 
in  der die Sowjets m it dem 
H inw eis auf die Pariser Y er_ 
träge absolut hartnäckig geb lie­
ben sind, w eitere Fortschritte 
zu erzielen.

D ie  Erwartung, daß die H er­
stellung diplomatischer Be­
ziehungen zur Lösung noch un­
gek lärter Fragen  und also auch 
der Deutschlandfrage beitragen 
würde, ist sehr vage und kann 
uns in dieser Hauptsorge der 
deutschen P o litik  kaum beruhi­
gen. W enn indessen h ier neue 
M öglichkeiten sich bieten soll­
ten, dann müßten sie k lug ge­
nutzt werden.

Fünf Keimkefirer
Göttingen (A P ).  Fün f H eim ­

kehrer sind am Wochenende im 
Flüchtlingslager Friedland bei 
Göttingen aus der Sowjetunion 
eingetroffen. Sie “verbüßten m 
verschiedenen Lagern Haftstra­
fen. In  fahrplanmäßigen Zügen 
reisten sie von Moskau nach* 
Deutschland.

Japaner kommen frei
E in e  so w je t isc h e  Z u s a g e



Das w ar dar „ T a g  der Deutschen"!
D T. Um ein Bekenntnis zur 

Heim at abzulegen, fanden sich 
aus allen Teilen  Deutschlands 
die Vertriebenen m it den B er­
linern zusammen. Berlin  wurde 
bewußt als Ort der Kundgebun­
gen gewählt. D ie Symbolkraft 
der Stadt fü r den bleibenden 
natürlichen Anspruch auf F re i­
heit, Recht und Zusammenge­
hörigkeit a ller Deutschen ist be­
ständig und w irk t fort. W as ge­
genüber W est und Ost demon­
striert werden soll, ist die Ta t­
sache, daß die Erinnerung an 
die Heimat und der Anspruch 
auf sie lebendig bleibt, nicht als 
Sentimentalität, sondern als eine 
menschliche w ie rechtliche 
Selbstverständlichkeit. Handelt 
es sich hier doch um- ein 
„Grundrecht“ , ohne dessen W ah­
rung eine bedrohliche Unord­
nung mehr und mehr jegliche 
Sicherung eines befriedeten 
menschlichen Zusammenlebens 
gefährdet. Vor fünf Jahren 
wurde das in der Charta der 
Heimatvertriebenen festgelegt. 
W as damals gesagt wurde, g ilt  
unverändert bis zum heutigen 
T a g  und ist auch fü r die Zu­
kunft maßgebend: keine V er­
zichterklärung auf das Recht,

das sich aber nur m it fried^ 
liehen M itteln  erfüllen kann.

Im m er w ieder hat man in  dem 
Bekenntnis der tatsächlichen 
Einstellung der Vertriebenen 
und auch in bösw illiger A b­
sicht versucht, den Charakter 
der Charta umzudeuten und den 
Heimatvertriebenen „aggressive 
Revancheabsichten“ anzuhängen. 
H ierfür gab es in all der zu­
rückliegenden Zeit keinerlei B e­
weise. Trotzdem  hat die Presse 
Pankows in den letzten Wochen 
eine neue Kampagne gegen den 
„T a g  der Deutschen“ entfesselt 
m it dem Ziel, diesen als ein 
Treffen  der Junker und ostdeut­
schen Kapitalisten zu diffamie­
ren. Das geschieht in der ohn­
mächtigen W ut eines E in­
geständnisses, dem man sich 
östlicherseits nicht länger zu 
entziehen verm ag: Durch die
ebenso unmenschliche w ie fa l­
sche P o litik  sind M illionen hoch­
w ertiger Arbeiter, Bauern, Ge­
werbetreibende und Fachleute 
a ller A rt aus den östlichen Ge­
bieten nach Westdeutschland 
abgewandert.

Im  W esten w ie im Osten muß 
weiterhin erkannt werden: nur 
m it diesen M illionen wurde es

möglich das zu erreichen, was 
in der Kennzeichnung des "west­
deutschen W iederaufstiegs ge­
meinhin als „W under“ bezeich­
net w ird. D ie Menschen der 
östlichen H ä lfte des Vaterlandes 
m it den ihnen gemeinsamen F ä ­
higkeiten des Hervorbringens 
von Kulturwerten und des un­
ermüdlichen handwerklichen 
Schaffens —  sie haben den 
W esten durchdrungen und ihm 
somit zu einer Ergänzung ver­
holten, die jetzt ihre Früchte 
trägt. Wenn Ihnen dafür ge­
dankt w ird, so kann das aller­
dings nicht erlittenes und im­
mer noch zu erleidendes Un­
recht schmälern. D ie Überle­
gung derer hat sich als allzu 
theoretisch erwiesen, die ge­
glaubt haben, durch die ma­
terielle Sicherung der Vertrie­
benen in Westdeutschland das 
ganze Problem  in absehbarer 
Zeit sozusagen automatisch lö­
sen zu können. Auch in unserer 
Epoche existiert nicht nur das 
M aterielle und das alleinige 
Verlangen nach seiner B efrie­
digung. Es existiert mehr: die 
Verwurzelung in dem Bereich, 
in den man durch seine Geburt 
gestellt wurde.

Wohnungsnot in 3 Jahren beseitigt
S o z ia l e r  W o h n u n g s b a u  w i r d  e n e r g i s c h  fo r t g e se tz t

München (AP/D PA ). Bundes wolmungsbauminister Dr. Preus- 
lie r  hat in München vor dem Gewerksehaftstag der IG  Bau, 
Steine, Erden versichert, daß der soziale Wohnungsbau mit 
vermehrter Energie fortgesetzt w ird. Das noch bestehende 
D efizit von 1,8 bis 1,9 M illionen Wohnungen in der Bundes­
republik w ird  nach Ansicht des Ministers wahrscheinlich in drei 
bis v ie r  Jahren beseitigt sein. Bis dahin sollte die Wohnraum­
bewirtschaftung -weiter stufenweise gelockert werden.

Nach Erm ittlungen des W oh­
nungsbauministeriums seien 
700 000 Wohnungen, in der Bun­
desrepublik nicht mehr erhal­
tungswürdig. Preusker sag te : 
„D ie  Mietzuchthäuser m it ihren 
menschenunwürdigen H in ter­
höfen und ihren Fensterlöchern 
müssen niedergerissen w erden.“

Starker Anstieg des 
Flüchtlingsstroms

Boun (Eigenmeldung). Die 
Bundesregierung rechnet damit, 
daß die Aussiedlung der noch in 
Po len  lebenden Deutschen jetzt 
in Gang kommt, teilte Bundes-

vertriebenenminister Oberländer 
der Presse m it. Günstig habe 
sich in  der letzten Zeit die 
Rückführung von Deutschen aus 
der Tschechoslowakei und aus 
Jugoslawien entwickelt.

Der Flüchtlingsstrom aus der 
Sowjetzone ist auch im August 
w eiter angestiegen. D ie Zu­
nahme, die im August bereits 
32 Prozent betrug, erhöhte sich 
in der ersten Septemberwoche 
noch einmal um fast 13 Prozent. 
D ie Zahl der alleinstehenden 
Flüchtlinge sei geringer gew or­
den, w eil die Rekrutierung zur 
Volkspolizei nachgelassen habe.

Zu der Behaüptung sowjet­
zonaler Stellen, im letzten Jahr 
seien etwa 100 000 Personen aus 
der Bundesrepublik in die So­
w jetzone gekommen, erklärte 
Oberländer, diese Zahl sei „vage 
und'durch nichts belegt“ . In  der 
Zeit vom 1. 1. 1953 bis 31. 3. 1955 
hätten sich insgesamt 51964 
Personen polizeilich in die So­
w jetzone abgemeldet. Auch wenn 
man den illegalen Grenzübertritt 
berücksichtigt, betrage das V er­
hältnis zwischen Zu- und A b­
wanderern noch immer S : 1.

Zehn US-Trabanten
Brüssel, (A P ). D ie USA wer­

den im  Laufe des Internationa­
len geophysikalischen Jahres 
1957/58 sechs bis zehn künst­
liche Satelliten die Erde um­
kreisen lassen, w ie der amerika­
nische Wissenschaftler Professor 
N ew ell bekanntgab.

D ie Satelliten werden sich in 
vorher festgelegten Bahnen be­
wegen. Ein ige von ihnen um­
kreisen die Erde vermutlich um 
den Äquator



Neuer Ton auf alter Welle
Hintergründe der Programm-Änderungen des Zonen-Rundfunks

Seit Sonntag- Mietet das „Staatliche Kundfanlvkomitee“  der 
Zone seinen H örem  ein neues Program m . Das alte —  erk lärt 
die Leitung des Kom itees selbstkritisch —  sei „nicht ange­
kommen“ , das je tz ige  dagegen „der neuen L a ge  angepaßt“ . 
D iese Lage  bedinge eine mehr oder weniger geschickte Mischung 
von Propaganda, „nationalem Kulturerbe“  und leichter Unter­
haltung. Da die Propaganda angesichts vie ler Doppelzüngig­
keiten fü r Ost- und Westdeutschland differenziert werden muß, 
w ird  gleichzeitig in  größerem Maße als bisher eine Trennung 
der drei Zonen-Rimdfunkprogramme durchgeführt.

Nach wie vor g ib t es den 
„Deutschlandsender“ , Berlin auf 
Programm  I  und I I  und die Be­
zirks-Studios. Der „Deutsch­
landsender“ w ird vö llig  auf die 
A gitation fü r die westdeutsche 
Bevölkerung abgestellt. „Berlin 
I “  ist das zentrale Program m  
fü r Ostberlin und die Zone m it 
besonderen Sendungen fü r  W est­
berlin. „Berlin  I I “  is t in  erster 
L in ie fü r die Provinz, d ie in ter­
nen Belange der Bezirke und 
Kreise w ie auch fü r die Land­
wirtschaft gedacht.

Ihm  unterstehen sämtliche Be­
zirks-Studios bis auf das Studio 
Leipzig , daß weiterhin der Sen­
dergruppe „Berlin I “ angeschlos­
sen bleibt.

H ier w ird  zum ersten Male 
die Sonderstellung Leipzigs her­
ausgestellt, das in Zukunft auch 
auf anderen Gebieten als eine 
A rt „erw eiterte Hauptstadt“  g e l­
ten soll. Durch eine engere An­
passung Ostberlin-Leipzig w ill 
die SED allmählich die mannig­
fa ltigen  Grenzen zwischen dem 
Sowjetsektor Berlins und der 
Zone zu verwischen suchen.

„ H e im a t a b e n d e “ f ü r  K P D

Die größte Aufmerksamkeit 
w ird  dem W est-Program m  des

Neumayer für Todesstrafe
Berlin (Eigenmeldung). Vor 

der Berliner Pressekonferenz be­
richtete Bundesjustizminister 
Neumayer über die Arbeit der 
Kommission, die Strafrechtsre­
formen berät. Im  Rahmen die­
ser Reformen müsse auch das 
Problem  der W iedereinführung 
der Todesstrafe erörtert werden. 
Persönlich halte er die W ieder­
einführung der Todesstrafe bei 
der Ahndung von Kapita lverbre­
chen fü r nicht entbehrlich. Die 
Regelung dieser Frage mache 
jedoch eine Ergänzung des 
Grundgesetzes erforderlich.

Deutschlandsenders geschenkt. 
Durch eine genau differenzierte 
Mischung zwischen Nachricht, 
eingeblendetem Kommentar, po­
litischem Hörspiel und Unter­
haltungsprogramm hofft man 
das Interesse der H örer ln  der 
Bundesrepublik fü r die Ostsen­
dungen zu wecken.

Besondere „Heimatabende" 
und „Berufs-Sendungen" sind 
fü r die Gruppenarbeit der K P D  
und ihrer Unterorganisationen 
gedacht: Sie bilden ein vo ll­
ständiges Repertoire fü r einen 
H interhof - Versammlungsabend, 
m it „lustigem  T e il“ , Heim at­
kunde, aktuellem Lokal-K latsch 
und politischem Referat. Von 
den westdeutschen Kommunisten 
werden diese Sendungen —  je ­
weils nach Heim atgebieten •— 
entsprechend ausgenutzt. In  den 
„Berufs - Sendungen“ werden 
reihum bestimmte Großbetriebe 
angesprochen bzw. Streikparolen 
zu lancieren gesucht.

„Berlin  I “ sendet künftig  un­
ter Berücksichtigung der star­
ken Verbreitung von SFB und 
R IA S  in Ostberlin und der 
Zone. Offensichtlich hat die SED 
eingesehen, daß man das A b ­
hören „feindlicher Sendungen" 
nicht verbieten kann und stellt 
sich entsprechend um. D ie ak­
zeptabelsten Sendungen sind je ­
weils genau in die Nachrichten- 
Zeiten der W est-Sender gelegt, 
man übernimmt ganze westdeut­
sche Sendungen in ihrer Form  
und versucht sogar eine A rt 
Pe ter  Frankenfeld zu imitieren. 
Die politische Bedeutung dieses 
Senders w ird folgendermaßen 
definiert: „ In  speziellen Sende­
reihen w ie .Unser Stolz —  un­
sere Republik !' w ird  dem Hörer 
nahegebracht, daß die in zehn 
Jahren erworbenen demokrati­
schen Errungenschaften unseres 
Staates auch in einem w ieder­
vereinigten Deutschland nicht 
preisgegeben werden dürfen !“

„Berlin  I I “  m it seinen Bezirks­
studios w ird  zum „Sender der 
kleinen Prob lem e“. E r w ird  ar­
gumentieren, warum eä in  Lau ­
cha keine Karto ffe ln  und in 
Kötsehenbroda keine Schnürsen­
kel gibt. Das Auswahlzen der 
„kleinen Sorge“ w ird  die große 
übertönen. Auch h ier sind die 
Sendungen auf das Program m ­
schema der westlichen Stationen 
abgestimmt. Von der Rätselsen­
dung bis zum „Treffpunkt B er­
lin ” ist man im  Unterhaltungs­
teil „au f westlich“ eingestellt. 
Selbst zahmer Jazz findet E in­
gang ins Programm .

Trotzdem  ist es kein Zuge­
ständnis an den Hörer. Es ist 
nur ein Versuch, ihn m it neuem 
Ton auf a lter W e lle  zu halten.

. Betreuung für 
Zonenbesucher

Berlin  (AP/D PA ). Der Haupt- 
vorstand des Deutschen Städte- 
bundes bat in  B ingen seinen 
M itgliedern empfohlen, B e­
sucher der Sowjetzone in  ver­
stärktem Maße zu betreuen und 
notfalls in  die allgemeine F ü r­
sorge einzubeziehen.

Staatssekretär Thedieck vom 
Bundesministerium fü r gesamt­
deutsche Fragen  empfahl 
menschliche und von jeder P o li­
tik  fre ie  Kontakte m it M ittel­
deutschland und seiner Bevöl­
kerung.

Reisen erschwert
Berlin  (Eigenmeldung), Neue 

Erschwerungen fü r Interzonen­
reisende hat Pankow  je tz t ver­
fügt, w ie der Untersuchungs­
ausschuß freiheitlicher Juristen 
bekanntgab. K ü n ftig  müssen 
alle Bewohner der Zone ihrem 
Antrag auf Reisen in die Bun­
desrepublik eine Bescheinigung 
ihres Betriebes beifügen, aus 
der ersichtlich ist, daß sie U r­
laub haben und die F irm a ge­
gen eine Interzonenreise keine 
Bedenken erhebt.

Frauen, die nicht berufstätig 
sind, müssen eine solche Be­
scheinigung von der A rbeits­
stelle ihres Mannes beibringen. 
Hierdurch soll verhindert w er­
den, daß Frauen ihren Ehemän­
nern, die nach dem W esten ge ­
flüchtet sind, nachfolgen.



Eia Museum wird entwertet
G e s c b id b t s iä ls c h a n g  u n d  P r o p a g a n d a  im  „ M ä r k i s c h e n “

Eine der wenigen und erkalten gebliebenen Fundgruben B er­
liner Heimatgeschichte w ar 80 Jahre hindurch das „Märkische 
Museum“  im heutigen Ostsektor. Nach 1045 bildete es eine Oase 
im  W irbe l kommunistischer Ausstellungen und baulicher V er­
unstaltungen Ostberlins. Vor allem, nachdem die Stadtverwal­
tung aus den Trümmern des geplünderten Zeughauses ein 
Museum fü r Farfcigeschichte erstehen ließ. Nun ist das „M är­
kische“ —  seit langem ein Dorn im  Auge der SED —  an der 
Reihe, der Gesckichtsfälsehung und Propaganda geopfert zu 
werden.

Bereits im vergangenen Jahr 
kritisierte eine SED-Kommission 
die —  w ie es hieß —  „betont 
unpolitische Gestaltung“ des 
Museums. H atte man seit 1845 
bereits etliches entfernt, was 
der marxistischen Geschichts­
schreibung zuw iderlief, g ing es 
jetzt an die Substanz. „Es geht 
nicht länger an“ , erklärte ein 
Vertreter des Ostmagistrats da­
mals, „daß im  Märkischen Mu­
seum die Lebensweise der Feu ­
dalherren und M ilitaristen ver­
herrlicht und herausgestellt 
w ird !“  Jeder, der dieses Mu­
seum kennt, weiß um die m it 
wissenschaftlichem Ernst zusam- 
inengetragene Sammlung, die 
wohl das getreueste Spiegelbild 
der Geschichte der Mark Bran­
denburg gegeben hat.

„Besucherkommissionen“
Eine von der SED einberufene 

Konferenz forderte in  diesem 
Frühjahr die B ildung sogenann­
ter „Kommissionen fü r heimat­
liche Forschung“ bei der „N a ­
tionalen Fron t“  und eines „B e­
sucherrats", die beide jetzt in 
Erscheinung getreten sind. Sie 
setzen sich im wesentlichen aus 
SED - M itgliedern zusammen. 
Ih re Aufgabe ist, jeder A btei­

lung des Museums eine Schau 
von Dokumenten und Aus­
stellungsstücken aus der Ge­
schichte der Arbeiterbewegung 
anzuhängen.

Diese Zusatz-Schaustellungen 
ergeben einen derart verw irren­
den Mischmasch von I-Iistorie 
und oft plurnpester Propaganda, 
daß —  gerade fü r  den weniger 
heimatkundigen Besucher —  der 
einstige W ert des Museums ver­
loren geht. So hat man z. B. 
eine von der SED zusammen­
gestellte Abteilung über „D ie 
Entwicklung des Schulwesens“ 
in Berlin  placiert, die in  einer 
einzigartigen Geschichtsfäl­
schung lediglich die Absicht 
verfo lgt, die Notw endigkeit der 
„Einheitsschule“  zu beweisen.

Berlin  (E igenm eldung). In
einem Prozeß gegen leitende 
Angestellte des „E lektro-Äppa- 
rate-W erks Treptow “  hat das 
Oberste Sowjetzonengericht, w ie 
der Untersuchungsausschuß fre i­
heitlicher Juristen erfährt, g e ­
gen den Yeririebsdirekfor Nellis 
d ie Todesstrafe ausgesprochen.

Des weiteren sind vom kom­
munistischen „Besucherrat“  Än­
derungen in der Beschriftung 
der Ausstellungsstücke vo rge­
nommen worden. Man kann da 
lernen, daß die Ribbecks „feu ­
dale Ausbeuter“  waren, die von 
märkischen Dichtern (gemeint 
ist Fontane), „im  Aufträge der 
herrschenden Klasse besungen 
werden mußten“ . Manches hat 
die Verwaltung des Museums 
eigenmächtig w ieder geradezu­
biegen bemüht. Aber das R e ­
gim e der zahlreichen auf einmal 
erstaunlich fü r Heimatforschung 
interessierten SED, FD J- und 
FD G B-Vertreter macht jede R e ­
staurationsbemühung zunichte.

D er  „Junge P ion ier“ , der heu­
te in  regelm äßigen Museums- 
Führungen das „Märkische“ be­
sucht, erfährt, daß Spreewald 
und Lausitz eigentlich zu P o ­
len gehören müßten, w eil die 
Sorben als slawischer Volks­
stamm eine w eit höhere Kultur 
als die eingedrungenen Germa­
nen besaßen und anderes mehr. 
A lles ist so entwertet worden, 
was einst der ehrlichen F o r­
schung diente. Und der wissende 
Besucher nimmt allmählich A b ­
schied von einem der schönsten 
Stücke Alt-Berlins.

Der W erkdirektor Altenbrandt 
erhielt lebenslänglich Zuchthaus. 
Beiden w ar „W irtschaftssabo­
tage“ vorgeworfen worden. Sie 
sollen dem' W erk durch „F eh l­
planung“ finanziellen Schaden 
zugefügt haben.

Zugunglück bei Potsdam
Berlin  (D PA ). Ein Güterzug 

der Sowjetzonen-Eisenbahn ist 
in D rew itz bei Potsdam  in folge 
von Oberbauschäden verun­
glückt. D ie Lokom otive stürzte 
um, und drei Güterwagen w ur­
den ineinandergeschoben. D er 
Zugführer kam dabei ums Leben.

Mütlerhsim muß räumen
Berlin  (K N A ). Eines der bei­

den Müttererholungsheime, die 
da3 katholische Bistum Berlin 
in der Sowjetzone unterhält, das 
Theresienheim in Phöben, K reis 
Potsdam, muß auf Anweisung 
des Rates des Kreises Potsdam- 
Land am 13. September geräumt 
worden.

Leipzig entpolitisieren!
B e s u c h e r  f o r d e r n  n ü c h t e r n e s  M e s s e k l im a

Le ip zig  (D P A ). Während einer 
Aussprache im Parieihaus der 
Le ip ziger CDU haben sich B e­
sucher und Kaufleute aus der 
Bundesrepublik dafür eingesetzt, 
auf den Messen ein nüchterne­
res, der politischen ’Propaganda 
entkleidetes K lim a zu schaffen.

In  Anwesenheit Nuschkes und 
der M inister Steidle und Bur­
meister betonte der SPD-LancU 
tagsabgeordnete Schroth aus So­
lingen, Bemühungen, westdeut­
sche Kaufleute politisch zu be­
einflussen, seien sinnlos.

Zu Beschwerden westdeutscher 
Kaufleute über die erhöhten 
Autobahngebühren sagte Nusch- 
ke, fa lls von den zuständigen 
Stellen des Bundes, die offen­
sichtlich m it der gegenwärtigen 
Regelung der Autobahngebühren 
nicht einverstanden seien, neue 
Verhandlungen gewünscht w ür­
den, könnten die „N otw endig­
keiten der Gebührenerhöhung 
an Hand von Unterlagen über 
Instandhaltungsarbeiten und 
Brückenbauten nachgewiesen“ 
werden.

Todesstrafe wegen „Fehlplanung44
H a r t e  U r t e i le  g e g e n  le it e n d e  A n g e s te l l t e



Das „Gesellschaftswissenschaftliche In ­
stitut“ heim Z K  der SED hat Joachim 
Hem m erling den T ite l „Dr. oec.“  ver­
liehen.

„Herzlichen Glückwunsch, Genosse, 
damit ist bewiesen, daß die Partei _ , _ , ,
der Werktätigen eine Wissenschaft Adenauer m Moskau.

für sich ist!“ «Schnell, halt fest der fällt ja vom Sockel '

D A S  B I L D  B B K  W O C H U j  d a s  d i s  O s t p r e s s e  s ie ls t  ve rö ffen tlic h t©



Wird die Frau überfordert?
E i n e  in t e re s s a n te  U n t e r s u c h u n g

Aufschlußreiche Feststellungen über die Frauenarbeit in  der 
Industrie hat eine Untersuchung erbracht, über d ie in  der Zeit­
schrift des Forschungsinstitutes fü r Arbeitspsychologie und 
Personalwesen in  Braunschweig berichtet w ird . M it  der zu­
nehmenden Rationalisierung und Automatisierung der indu­
striellen Frauenarbeit sei, so heißt es da, eine Reihe von 
Schwierigkeiten aufgetreten, d ie über die w irtschaftlichen K on ­
sequenzen hinaus von Bedeutung fü r dio Lebenskraft seien.

B iese Erscheinung drückt sich in  folgendem  Zahlenbild, das 
allerdings nur d ie Verhältnisse in  der Bundesrepublik berück­
sichtigt, aus. In  der Zone w ird  es ebenso, wenn nicht sogar 
noch schlimmer sein.

Von 100 Erw erbstätigen in  der 
Bundesrepublik sind 32 Frauen. 
Seit 1943 ist d ie Zahl der 'weib­
lichen Arbeitskrä fte jährlich um 
200 000 bis 300 000 gestiegen. D ie 
Zahl der vorze itig  aus dem A r ­
beitsleben ausscheidenden Frau­
en ist in den letzten zehn Jah­
ren erheblich angewachsen. Den 
Hauptanteil an den Gesundheits­
schäden haben H erz- und K re is­
laufschäden. D ie Fehlzeiten 
durch Arbeitsunfähigkeit sind 
bei den Frauen wesentlich höher 
als bei den Männern.

S c h le ic h e n d e  B e la s t u n g

Diese Feststellung w ird  m it 
einer genauen Analyse des A r ­
beitsprozesses erklärt, der im 
F.ahmen industrieller Serienpro­
duktion von den Frauen verrich­
tet werden muß. In  der R egel 
handelt es sich dabei um A rbei­
ten, die eine erheblich geringere 
K raftleistung erfordern als die 
männliche und deshalb als 
„leichte A rb e it“ gelten. A u f die 
Dauer gesehen bedeuten sie aber 
keine Schonung, sondern eher 
eine schleichende Belastung. Bei 
diesen Arbeitsformen ist nämlich 
vielfach ein Mangel an ausglei­
chender Bew egung festzustellen, 
der auf den Organismus beson­
ders schädlich w irkt.

So w ird  zum Beispiel durch 
ständiges Sitzen oder Stehen in 
einer ganz bestimmten K örp er­
haltung die Durchblutung ge ­
drosselt. Das arbeitieistende Or­
gan erhält zuwenig Blutsauer­

stoff. Es tritt eine vorzeitige E r­
müdung der in  dauernder A n ­
spannung gehaltenen Muskel­
gruppen ein.

D ie Untersuchung, die sich im  
einzelnen auf eine Reihe w eite­
rer  arbeitsphysiologischer und 
psychologischer Beobachtungen 
stützt, schließt m it dem H in ­
w eis, daß die Gestaltung der 
Arbeitsplätze von Frauen diese 
Gesichtspunkte besonders be­
rücksichtigen müsse, um die 
schematische Rationalisierung 
nicht zu einem unerkannten 
schweren Belastungsfaktor w er­
den zu lassen.

Altersheim erhielt 
Verkehrsampel

Nürnberg (A P ). Besonderes 
Entgegenkommen zeigte die 
Nürnberger Stadtverwaltung den 
Insassen eines Altersheimes, ln  
Zukunft werden die alten Leute 
ungefährdet die Hauptverkehrs­
straßen vor ihrem Haus über­
queren können.

Denn direkt, vor der Haustür 
wurde ihnen eine „private“ V er­
kehrsampel angebracht. W enn 
ein Bewohner des Altersheimes 
über die Straße w ill, drückt er 
auf einen K n op f am Mast der 
Am pel und das Rotlicht sperrt 
den Straßenverkehr. Erst nach 
20 Sekunden schaltet die Ampel 
w ieder automatisch auf fre ie 
Fahrt.

Le Corbusier nach Berlin
Berlin  (D PA ). L e  Corbusier, 

der bekannte französische Archi­
tekt, kommt am 21. September 
nach Berlin. E r  hat sich bereit 
erklärt, ein P ro jek t im  neuen 
Hansaviertel als gestaltender 
Architekt zu übernehmen.

Ein Lebensretter — 3 Jahre alt
T a p ie r k e i t s m e d a i l le  f ü r  A n t o n  B o u w e r

Johannesburg (A P ). Tausende 
von K indern in  der südafrika­
nischen Stadt Vanderbildpark 
jubelten, als der kleine dreijäh­
r ig e  Anton Bouwer hochgehoben 
wurde, damit ihm der B ürger­
meister eine silberne Tap fer­
keitsmedaille an seinen Sonn­
tagsanzug heften konnte. Anton 
hatte sein 18 Monate altes Brü­
derchen H enry vor dem Tode 
des Ertrinkens gerettet.

H enry w ar beim  Spielen in 
einen Fischteich gefallen. D ie 
anderen anwesenden K in der lie ­
fen, von panischer Angst erfüllt, 
davon, doch Anton g r iff nach 
den Hosenträgern am Spielan­
zug seines Brüderchens und 
hielt dessen K o p f solange über

Wasser, bis Erwachsene zu H ilfe  
eilten und H enry aus dem W as­
ser zogen.

Filme im Amerika-Haus
Ständige kostenlose Film vor- 

• ührungen mit den neuesten 
Wochenschauen werden fü r Be­
sucher aus dem Ostsektor Ber­
lins und der Ostzone im 
A m e r i k a h a u s  a m  N o J -  
l e n d o r f  p l a t z  gezeigt. 
Täglich ab 13 Uhr in  siünd-

licher Folge. Letzte Vorführung 
um 17 Uhr. Sonnabends Beginn 
um 14 Uhr; sonntags Beginn 
um 15 Uhr.

Jugendfilmstunde für K inder 
aus dem Ostsektor und der Ost­
zone jeden Sonntag um 14 Uhr.

S S O , herhören!
Der kleine TAG  w ird ver­

sandt und verteilt ohne 
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, die W ahrheit zu 
erfahren. AVer A'erdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird, kann den kleinen TAG  
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bürgermeister­
amt oder bei seiner Dienst­
stelle abgeben. Übrigens 
w ird er auch dort gern 
gelesen.
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